
Kleingedrucktes für deine Onlinepraxis
Eine Themen-Landkarte für den Start – keine vollständige Aufzählung und keine Rechts- oder
Steuerberatung. Sie zeigt, womit du dich beschäftigen solltest, je nach deiner Situation. Bezieht sich auf

die Rechtslage in Deutschland; für Österreich und die Schweiz gelten eigene Regelungen (andere

Behörden/Kammern, Umsatzsteuer, Fernunterrichtsrecht).

Bevor du startest: drei Achsen, die fast alles bestimmen
•  Berufsabschluss / Status: approbierte*r Psychologische*r oder Ärztliche*r Psychotherapeut*in (PP/ÄP) ·
Heilpraktiker*in (Psychotherapie) · psychologische*r Berater*in / Coach ohne Heilkundeerlaubnis.

•  Was und wie du anbietest: Heilbehandlung (Diagnose/Behandlung von Krankheiten) vs. Beratung / Coaching / Kurse
– und persönliche 1:1-Leistung in Echtzeit (Sitzung, Live-Webinar) vs. automatisierte/aufgezeichnete elektronische
Dienstleistung (selbstlaufender Kurs). Beides zusammen bestimmt Umsatzsteuer, Widerruf und FernUSG.

•  Wohnsitz / Land & Kundschaft: wo du gemeldet bist und deinen Lebensmittelpunkt hast – und ob deine Kund*innen
Privatpersonen (B2C) oder Unternehmen (B2B), im In- oder Ausland sind.

TEIL 1 · FUNDAMENT

1  Status & Unternehmensform klären
Der erste Knoten – er bestimmt Titel, Steuer und Berufsrecht.

•  Darfst du dich „Psychotherapeut*in“ / „Psycholog*in“ nennen? Geschützte Titel setzen Approbation bzw.
Studienabschluss voraus. Bei ausländischem Abschluss: Anerkennung klären – das entscheidet alles Weitere.

•  Freiberuf oder Gewerbe? PP/ÄP und i.d.R. Diplom-/M.Sc.-Psycholog*innen gelten als Freiberufler. Reines Coaching
/ psychologische Beratung kann als Gewerbe eingestuft werden.

•  Anmeldung: „Fragebogen zur steuerlichen Erfassung“ beim Finanzamt · ggf. Gewerbeanmeldung · ggf.
Gesundheitsamt (HP-Psychotherapie).

•  Rechtsform bei Kooperationen (Einzelunternehmen, GbR, Partnerschaft, GmbH).

•  Aufbau neben Anstellung? Meist keine Genehmigungs-, aber oft eine Anzeigepflicht laut Arbeitsvertrag.
Grenzen: kein Wettbewerb zum Arbeitgeber, Arbeitszeitgesetz (Haupt- + Nebenjob zusammen). Öffentlicher
Dienst/Beamte: Genehmigung nötig.

Typische Stolperfalle
•  Die Einordnung Freiberuf/Gewerbe trifft das Finanzamt – nicht du. Bei Mischtätigkeit (Therapie + Coaching + Kurse +
Community) kann rückwirkend ein Gewerbe festgestellt und Gewerbesteuer nachgefordert werden. Absicherung:
verbindliche Auskunft (§ 89 AO).

→ Ansprechpartner*innen: Steuerberater*in (Heilberufe/Selbstständige) · Finanzamt · bei Auslandsabschluss: zuständige
Anerkennungsstelle / Landesprüfungsamt · Berufsverband

2  Sozialversicherung, Vorsorge & Förderung
Häufig übersehen – kann rückwirkend teuer werden.

•  PP/ÄP: meist Pflichtmitglied im berufsständischen Versorgungswerk (über die Heilberufsgesetze der Länder;
Ausnahme Berlin) – statt gesetzlicher Rentenversicherung.

•  HP-Psychotherapie & psychologische Berater*innen: die heilkundliche/beratende Tätigkeit löst i.d.R. keine
Rentenversicherungspflicht aus – aber: wer Kurse/Seminare gibt, kann als „Lehrende*r“ nach § 2 SGB VI
rentenversicherungspflichtig werden.

•  Krankenversicherung als Selbständige (freiwillig gesetzlich vs. privat) klären – und was beim Wegzug damit passiert
(siehe Punkt 12).

•  Künstlersozialkasse (KSK) nur am Rande relevant – eher bei rein publizistisch/lehrender Tätigkeit.

•  Gründung aus Arbeitslosigkeit? Gründungszuschuss der Agentur für Arbeit möglich (Ermessensleistung; nur mit
ALG-I-Bezug, mind. 150 Tage Restanspruch, fachkundige Stellungnahme/Tragfähigkeitsbescheinigung nötig).

→ Ansprechpartner*innen: Deutsche Rentenversicherung (Statusfeststellung) · Versorgungswerk · Steuerberater*in · Agentur
für Arbeit (Gründungszuschuss) · IHK (Tragfähigkeitsbescheinigung) · Berufsverband



3  Finanzen: vom Umsatz zum Leben
Nicht was reinkommt zählt, sondern was bleibt – und was du selbst absichern musst.

•  Umsatz ≠ Gewinn ≠ verfügbares Einkommen: von den Einnahmen gehen Kosten, Steuern und Vorsorge ab.
Plane mit dem, was am Ende bleibt.

•  Rücklagen für Steuern: Einkommensteuer-Nachzahlung und -Vorauszahlungen mitdenken; bei
Umsatzsteuerpflicht die USt nie als eigenes Geld verbuchen.

•  Kein bezahlter Urlaub, keine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall: Auszeiten und Ausfalltage selbst einplanen
und finanziell abfedern.

•  Schwankende Einnahmen: Puffer für einnahmeschwache Monate aufbauen (Reisen, Krankheit, Saisondellen).

•  Preiskalkulation: alle Kosten + nicht-fakturierbare Zeit (Admin, Marketing, Fortbildung, Buchhaltung) einrechnen,
nicht nur die Sitzungsstunde.

•  Absicherung prüfen: Krankentagegeld, Berufsunfähigkeit, Altersvorsorge (siehe Punkt 2).

•  Trennung privat/geschäftlich: eigenes Geschäftskonto, saubere Buchhaltung von Anfang an.

→ Ansprechpartner*innen: Steuerberater*in · unabhängige Finanz-/Versicherungsberatung · Gründungsberatung (IHK für
Gewerbetreibende) · Berufsverband

TEIL 2 · DEINE ANGEBOTE & DEINE KUNDSCHAFT

4  Was bietest du an? Angebotsformate im Vergleich
Das Format entscheidet über Umsatzsteuer, Widerruf und FernUSG. Einmal sauber unterscheiden:

Format Umsatzsteuer-Ort / Befreiung FernUSG? Widerruf (B2C)?

Live-Einzel-/Paar-sitzu
ng (Video, in Echtzeit)

Keine „elektronische DL“. Als Heilbehandlung ggf.
steuerfrei (§4 Nr.14a). Ort: siehe Punkt 6/12.

eher nein (keine
Lernkontrolle)

ja, falls
Beratung/Coaching

Sitzungspaket /
Gutschein

Wie Einzelsitzung; Verfall/Gültigkeit in AGB regeln. eher nein ja

Aufgezeichneter
Online-Kurs
(selbstlaufend)

Elektronische DL: Ort = Wohnsitz Kund*in;
Befreiung/ermäßigter Satz ausgeschlossen.
EU-B2C: ggf. OSS.

möglich (bei
Lernkontrolle)

ja; bei Download oft kein
Wertersatz

Live-Webinar /
Bootcamp (interaktiv,
in Echtzeit)

Keine „elektronische DL“; Ort = Wohnsitz Kund*in,
aber Befreiung/ermäßigter Satz möglich.

wahrscheinlich
(Rückfragen
genügen)

ja

Die genaue Abgrenzung (v.a. aufgezeichnet vs. interaktiv) ist im Einzelfall steuerlich zu prüfen – die Tabelle gibt die Richtung, keine
Garantie.

5  Für wen? B2C, B2B & Ausland
Wer dein*e Kund*in ist, steuert Umsatzsteuer, Rechnung und Widerruf.

•  B2C (Privatperson): Widerrufsrecht greift (Punkt 7); bei steuerpflichtigen Leistungen Leistungsort grds.
Unternehmenssitz – außer bei elektronischen Leistungen (Punkt 4).

•  B2B (Unternehmen, z.B. Kolleg*innen-Kurse): kein Widerrufsrecht; Leistung ins Ausland oft Reverse-Charge
(Rechnung ohne dt. USt, USt-ID prüfen).

•  EU-B2C mit digitalen Angeboten: ab einer EU-weiten Umsatzschwelle Versteuerung im Land der Kund*in –
abgewickelt über das OSS-Verfahren (One-Stop-Shop), statt Registrierung in jedem Land.

•  Drittland (außerhalb EU): eigene Sonderregeln – prüfen lassen.

•  E-Rechnung: im inländischen B2B müssen alle (auch Kleinunternehmer) seit 1.1.2025 E-Rechnungen empfangen
können. Versandpflicht gestaffelt (unter 800.000 € Vorjahresumsatz bis Ende 2027 Aufschub, ab 2028 für alle). B2C
ausgenommen.

→ Ansprechpartner*innen: Steuerberater*in · Finanzamt · OSS: Bundeszentralamt für Steuern



6  Umsatzsteuer & „Heilbehandlung“
Die Grundfrage: steuerfrei oder steuerpflichtig?

•  Heilbehandlung (Diagnose/Behandlung von Krankheiten) durch ärztliche/ähnliche heilberufliche Tätigkeit ist
umsatzsteuerfrei (§ 4 Nr. 14a UStG) – auch per Video-Sprechstunde mit direktem Austausch.

•  Beratung, Coaching, Supervision sind i.d.R. keine Heilbehandlung – damit grundsätzlich umsatzsteuerpflichtig.

•  Graubereich: Paar-/Familiensitzungen und „Beratung“ statt „Therapie“ fallen nicht automatisch unter die Befreiung.

•  Kleinunternehmerregelung (§ 19 UStG) als mögliche Auffangoption (aktuelle Grenzen prüfen); Statuswechsel bei
wachsendem Umsatz mitdenken.

•  Bei gemischten Umsätzen (steuerfrei + steuerpflichtig): getrennte Verbuchung, Vorsteuer-Aufteilung.

→ Ansprechpartner*innen: Steuerberater*in (Heilberufe / internationale USt) · Finanzamt · Berufsverband (BDP / VFP / DGVT)

7  Verträge, AGB & Widerruf
Online geschlossene Verträge mit Privatpersonen = Fernabsatz.

•  14-tägiges Widerrufsrecht bei Fernabsatzverträgen mit Verbraucher*innen (§ 312g BGB). Gilt für
Beratung/Coaching, Kurse, Pakete.

•  Ohne (korrekte) Widerrufsbelehrung verlängert sich die Frist auf bis zu 12 Monate + 14 Tage.

•  Vorzeitiges Erlöschen nur bei: ausdrücklicher Zustimmung zum sofortigen Beginn + Bestätigung des Rechtsverlusts
+ ordnungsgemäßer Belehrung (alle drei).

•  Behandlungs-/Beratungsvertrag, AGB, Paket-/Gutschein-Gültigkeit, Zahlungsbedingungen sauber regeln.

•  Zahlungsanbieter (Stripe, PayPal …): AVV abschließen, Datenfluss kennen (siehe Punkt 9).

→ Ansprechpartner*innen: Fachanwält*in für IT-/Vertragsrecht · E-Recht24 (Muster) · Verbraucherzentrale (Orientierung)

8  Online-Kurse & FernUSG
Eigenes Verbraucherschutz-Gesetz – relevant für Kurse, Bootcamps, Mentoring.

•  Das Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG) kann greifen, wenn drei Dinge zusammenkommen: entgeltliche
Wissensvermittlung + überwiegend räumlich getrennt/online + eine Lernerfolgskontrolle.

•  Schwelle ist nach aktueller BGH-Rechtsprechung niedrig: schon die Möglichkeit, Rückfragen (Chat, E-Mail,
Live-Call) zu stellen, kann genügen.

•  Gilt auch im B2B-Bereich (Kolleg*innen-Kurse), nicht nur gegenüber Verbraucher*innen.

•  Rechtsfolge ohne ZFU-Zulassung: Vertrag nichtig, Teilnehmende können Zahlungen zurückfordern.

•  Zwei Wege: ZFU-Zulassung beantragen oder Angebot so gestalten, dass nicht alle drei Merkmale erfüllt sind.
Rechtsprechung uneinheitlich – Einzelfall prüfen.

→ Ansprechpartner*innen: ZFU (Staatliche Zentralstelle für Fernunterricht) · Fachanwält*in für IT-/Vertragsrecht

TEIL 3 · LAUFENDER BETRIEB & PFLICHTEN

9  Datenschutz & Schweigepflicht
Gesundheitsdaten sind besondere Kategorie (Art. 9 DSGVO) – höchste Sorgfalt.

•  Auftragsverarbeitungsverträge (AVV) mit allen Dienstleistern mit möglichem Datenzugriff: Videodienst, Cloud/Office,
Buchhaltung, Zahlungsanbieter, ggf. VA.

•  Videodienst: DSGVO-konformer / zertifizierter Anbieter, Verschlüsselung.

•  Schweigepflicht (§ 203 StGB) als eigene Schicht neben der DSGVO – mitwirkende Personen zur
Verschwiegenheit verpflichten.

•  Verarbeitungsverzeichnis · TOMs · Aufbewahrungsfristen (Behandlungsdoku vs. Steuerunterlagen –
unterschiedlich) · Löschkonzept.

•  Drittland-Transfer bei US-Tools (Zoom, Google, Stripe): tragfähige Grundlage dokumentieren. Pflicht zur/zum
Datenschutzbeauftragten je nach Schwelle prüfen (eher bei Team).



Typische Stolperfalle
•  Ein AVV löst das DSGVO-Thema, aber nicht automatisch die Schweigepflicht. „Namen entfernt“ ist noch keine
Anonymisierung. DSGVO, § 203 StGB und Berufsrecht müssen gleichzeitig passen.

→ Ansprechpartner*innen: Datenschutzbeauftragte*r / -Berater*in (Gesundheitswesen) · Landeskammer / Berufsverband ·
Landesdatenschutzbehörde (Muster-AVV) · ggf. Fachanwält*in IT-/Datenschutzrecht

10  Website-Pflichten
Impressum, Adresse, Datenschutz – der häufigste Abmahn-Hebel.

•  Impressumspflicht (§ 5 DDG, vormals TMG): u.a. Name, Kontakt, ladungsfähige Anschrift.

•  Ladungsfähige Adresse: reines Postfach genügt nicht. Optionen: eigene Adresse · c/o-/virtuelle Geschäftsadresse
mit Zustellungsbevollmächtigtem.

•  Reine Postadresse als offizielle Adresse nur zulässig für Personen ohne festen Wohnsitz (inkl. aus DE
abgemeldeter Nomad*innen).

•  Datenschutzerklärung · Cookie-/Consent-Banner (datensparsam).

•  Pflichtangaben je nach Status: Berufsbezeichnung, zuständige Kammer/Aufsicht, Berufsordnung · AGB /
Beratungsvertrag verlinkt.

→ Ansprechpartner*innen: E-Recht24 / Impressum-Generatoren · Anbieter ladungsfähiger Adressen · ggf. Fachanwält*in
IT-/Wettbewerbsrecht

11  Berufsrecht, Werbung & Absicherung
Was darf ich, wie heiße ich, wie sichere ich mich ab?

•  Berufsordnung & Kammer je nach Status · Fortbildungspflicht/-nachweis.

•  Geschützte Begriffe – wie darfst du dein Angebot nennen? „Psychotherapeut*in“ ist geschützt (nur mit
Approbation). HP für Psychotherapie dürfen „Praxis für Psychotherapie nach dem Heilpraktikergesetz“ führen, aber
nicht den Titel „Psychotherapeut*in“. „Coaching“ und „psychologische Beratung“ sind nicht geschützt – aber ohne
Heilkundeerlaubnis dürfen keine psychischen Erkrankungen behandelt werden, auch nicht unter anderem Namen.

•  Werbung: Heilmittelwerbegesetz (HWG), Lauterkeitsrecht (UWG) – keine irreführenden Heil-/Erfolgsversprechen.

•  Versicherungen: Berufshaftpflicht · ggf. Rechtsschutz · ggf. Cyber-Versicherung.

•  Bei Heilkunde: Behandlungsvertrag, Dokumentations- & Informationspflichten (sonst haftungsrechtliche
Beweislastumkehr).

•  Notfall-/Krisenmanagement bei Onlinearbeit: lokale Notfallkontakte der Klient*in, Grenzen der Erreichbarkeit –
berührt Berufsrecht und Haftung.

→ Ansprechpartner*innen: Landeskammer (PP/ÄP) / Gesundheitsamt (HP) · Berufsverband (BDP, VFP) ·
Versicherungsmakler*in für Heilberufe · ggf. Fachanwält*in Medizin-/Wettbewerbsrecht

TEIL 4 · VERTIEFUNG / SONDERFÄLLE

12  Ortsunabhängig arbeiten & Auswanderung
Vertiefungsthema für Reisende und Auswander*innen – hier lohnt sich Spezialberatung am meisten.

•  Steuerliche Ansässigkeit klären: Wohnsitz und gewöhnlicher Aufenthalt (§ 8/9 AO), Lebensmittelpunkt.

•  Der „183-Tage-Mythos“: Kalendertage allein entscheiden nicht. Eine beibehaltene Wohnung in DE kann
Ansässigkeit begründen.

•  Dauerhaft auswandern vs. nomadisch reisen: ein fester Wohnsitz im Ausland wirft andere Fragen auf als
ständiges Unterwegssein ohne festen Wohnsitz – u.a. Visum/Aufenthaltstitel (Touristenvisum erlaubt meist keine
Erwerbstätigkeit), Arbeitserlaubnis vor Ort und die Frage, wo (wenn überhaupt) ein neuer steuerlicher Wohnsitz
entsteht.

•  Abmeldung aus DE beendet die Steuerpflicht nicht automatisch. Bei Wegzug: erweiterte beschränkte
Steuerpflicht, Doppelbesteuerungsabkommen (DBA).

•  Verlegung des Unternehmenssitzes ins Ausland ändert die Umsatzsteuer-Logik (Leistungsort, Registrierung).



•  Kranken- & Sozialversicherung im Ausland, Versorgungswerk bei Wegzug, Bankkonto-/Vertragsprobleme nach
Abmeldung, Meldeadresse fürs Impressum.

Typische Stolperfalle
•  Auch der umgekehrte Fehler kostet: nach Abmeldung sofort z.B. eine Jahreswohnung im Ausland mieten kann dort
einen neuen Lebensmittelpunkt auslösen – auch bei unter 183 Tagen.

→ Ansprechpartner*innen: Steuerberater*in mit Schwerpunkt internationales Steuerrecht / Wegzug · ggf. Fachanwält*in
Steuerrecht · Krankenversicherung (Auslands-/Expat-Tarife) · Versorgungswerk

  Allgemeine Anlaufstellen
•  Finanzamt · Steuerberater*in (idealerweise mit Heilberufs-/Auslandserfahrung)

•  BPtk, Landeskammern, KBV (Videosprechstunde) · Deutsche Rentenversicherung / Versorgungswerk

•  Berufsverbände: BDP, VFP, DGVT

•  IHK (Gründungsberatung, Businessplan – für Gewerbetreibende; Freiberufler*innen sind nicht IHK-pflichtig) ·
Agentur für Arbeit (Gründungszuschuss)

•  DSGVO/IT & Verträge: E-Recht24, Landesdatenschutzbehörden · FernUSG: ZFU

•  Berufshaftpflicht, Rechtsschutz, ggf. spezialisierte Anwält*innen fürs eigene Schwerpunktthema

Stand der Recherche: Juni 2026. Bezieht sich auf die Rechtslage in Deutschland. Diese Übersicht ersetzt keine individuelle Rechts- oder
Steuerberatung. Gesetze und Anforderungen ändern sich und hängen von Berufsabschluss, ausgeübter Tätigkeit, Land und
Unternehmensstruktur ab. Als Unternehmer*in ist es deine Aufgabe, dich zu informieren und abzusichern.
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